
43 – 1921-02-08 

Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  4 3  

vom 8. Februar 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. R e s c h und Dr. 

G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

Der Leiter des Volksgesundheitsamtes Sektionschef Dr. H e l l y und vom Bundesministerium 

für Verkehrswesen: Sektionschef Ing. F i s c h e r, 

ferner zu Punkt 5: vom Bundesministerium für Verkehrswesen: Ministerialrat R i n a l d i n i, 

            zu Punkt 7: vom Bundeskanzleramt: Sektionsrat Dr. M a n n l i c h e r. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 20.00 – 24.00 

 

Reinschrift (10 Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Ernennung des n.-ö. Landesbaudirektors Ing. Hans Z e r d i k zum Präsidenten des 

Bundesvermessungsamtes. 

2. Rechtsverwahrungen mehrerer Landtage gegen die Art des Zustandekommens der 

Bundesverfassung. 

3. Entsendung eines Vertreters der österreichischen Regierung zur nächsten Session des 

Völkerbundsrates. 

4. Wirtschaftskommission zur Bekämpfung der Teuerung. 

5. Ausfuhr von Kriegsmaterial nach Polen. 

6. Verbot des Einakterzyklus „Reigen“. 
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7. Gesetzentwurf über die Grundsätze für die Ausgestaltung der Bezirksverwaltung 

(Bezirksverwaltungsgesetz). 

8. Abbau der Verkehrsbeschränkungen in den Ländern. 

9. Erster Nachtrag zum Entwurfe des Finanzgesetzes für das Verwaltungsjahr 1920/21. 

10. Gesetzentwurf, womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom 18. März 1920, 

St.G.Bl. Nr. 132, (Pensionistengesetz), sowie des Gesetzes vom 1. Oktober 1920, St.G.Bl. Nr. 

464, abgeändert und ergänzt werden (Nachtrag zum Pensionistengesetz). 

11. Anwendung der den Postsparkassenbeamten gemachten Zugeständnisse auf die 

Beamten der Zeitvorrückungsgruppen D und E. 

12. Übereinkommen mit der rumänischen Staatsregierung über die Erleichterung des 

wirtschaftlichen Reiseverkehrs zwischen Österreich und Rumänien. 

13. Übernahme von Flugmaterialien. 

14. Anspruchsberechtigung nach dem Invalidenentschädigungsgesetze für Personen, die 

die österreichische Staatsbürgerschaft auf Grund einer Option erworben haben. 

15. Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung über die Errichtung eines 

öffentlichen Arbeitsnachweises der Metallarbeiter in Wien. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1, Bundesminister für Handel und Verkehr, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Ministerratsvortrag (2 ½ Seiten): Zerdik Hans Robert, Ing., Ernennung zum Präsidenten 

des Bundesvermessungsamtes 

Beilage zu Punkt 3, Bundesministerium für Äußeres, ohne Zahl, Ministerratsantrag (1 ½ 

Seiten): Entsendung eines Vertreters der österreichischen Regierung zu der am 21. Februar 

1921 beginnenden Session des Völkerbundsrates 

Beilage zu Punkt 5, Bundesministerium für Verkehrswesen, ohne Zahl, Information über die 

Ausfuhr von Kriegsmaterial nach Polen (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Bundesgesetz über die Grundsätze für 

die Ausgestaltung der Bezirksverwaltung (32 ½ Seiten); Erläuternde Bemerkungen (20 

Seiten); Übersicht zu § 35, Absatz 1, betreffend die vorläufige Anpassung der bestehenden 

Verwaltungsvorschriften an die Neueinrichtung der Bezirksverwaltung (21 Seiten), 

Ausschnitt aus der Presse vom 1. Februar 1921, Seite 5 (1 Seite); Information zum 

Bezirksverwaltungsgesetz (3 Seiten), handschriftlicher Vermerk (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 8, Bundeskanzleramt Zl. 389, Bericht über den Abbau der 

Verkehrsbeschränkungen in den Ländern (1 Seite); Schreiben an alle Landeshauptmänner mit 
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Ausnahme des Bürgermeisters von Wien vom 6. Februar 1921 (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 10, Bundesministerium für Finanzen Zl. 11.145, Ministerratsvortrag (2 ½ 

Seiten): Entwurf eines Bundesgesetzes, womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom 18. 

März 1920, St.G.Bl.Nr.132 (Pensionistengesetz) sowie das Gesetz vom 1. Oktober 1920, 

St.G.Bl. Nr. 464, abgeändert und ergänzt werden; Bundesgesetz (8 Seiten); Begründung (3 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 11, Bundesministerium für Finanzen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (5 

Seiten): Forderung der Beamten auf Verkürzung der Wartefristen für die freien 

Beförderungen 

Beilage zu Punkt 12, Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Ministerratsvortrag (3 Seiten): Abschluss eines Übereinkommens mit der rumänischen 

Staatsregierung über die Erleichterung des wirtschaftlichen Reiseverkehrs zwischen 

Österreich und Rumänien; Protokoll über die am 4. Jänner 1921 im Bundesministerium für 

Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten in Wien zwischen Herrn Th. Deleanu, 

Generalsekretär im königlich rumänischen Ministerium für Industrie und Handel und Herrn 

Richard Riedl, Sektionschef im Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten, betreffend einige Fragen der Erleichterung des Reiseverkehrs vom 8. Jänner 1921 (3 

½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 13, Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Ministerratsvortrag (5 ½ Seiten): Übernahme von Flugmaterialien gegen Bon 

Beilage zu Punkt 14, Bundesminister für soziale Verwaltung Zl. 3.243, Ministerratsvortrag (2 

½ Seiten): Anspruchsberechtigung nach dem Invalidenentschädigungsgesetze für Personen, 

die die österreichische Staatsbürgerschaft auf Grund einer Option erworben haben 

Beilage zu Punkt 14, Bundesministerium für soziale Verwaltung Zl. 1.008, 

Ministerratsvortrag (3 ½ Seiten): Anspruchsberechtigung nach dem 

Invalidenentschädigungsgesetze für Personen, die die österreichische Staatsbürgerschaft auf 

Grund einer Option erworben haben 

Beilage zu Punkt 15, Bundesministerium für soziale Verwaltung Zl. 1.888, Verordnung des 

Bundesministeriums für soziale Verwaltung über die Errichtung eines öffentlichen 

Arbeitsnachweises der Metallarbeiter in Wien (2 Seiten); Erläuterungen (1 Seite) 

Weiters liegt bei: 

Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 83.869, Ministerratsvortragsauszug (2 ½ 

Seiten): Verwendung der Wiener Stadtschutzwache zur Überwachung der Geschäftslokale der 

VI. und VII. Wiener Gemeindebezirke, Beitragsleitungen der interessierten Geschäftsinhaber 
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für diese Überwachungstätigkeit nach Muster der Jahresbeiträge für die Gewölbewache im 1. 

Wiener Gemeindebezirke 

Bundesministerium für Finanzen, ohne Zahl, Vergleiche zur Regelung der vor und während 

des Krieges entstandenen Schulden von Österreichern an französische Staatsangehörige 

 

1. 

Ernennung des n.-ö. Landesbaudirektors Ing. Hans Zerdik zum Präsidenten des 

Bundesvermessungsamtes. 

B.-M. H e i n l teilt mit, daß der für die Stelle eines Präsidenten des 

Bundesvermessungsamtes in Aussicht genommene n.-ö. Landesbaudirektor Ing. Hans 

Z e r d i k wegen anderweitiger Inanspruchnahme auf diese Stelle Verzicht geleistet habe. 

Der Ministerrat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis. 

 

2. 

Rechtsverwahrungen mehrerer Landtage gegen die Art des Zustandekommens der 

Bundesverfassung. 

Der V o r s i t z e n d e bringt dem Ministerrate zur Kenntnis, daß der Kärntnerische, der 

Tiroler und der Vorarlberger Landesrat von den Landtagen dieser Länder beschlossene 

Verwahrungen gegen die nach Auffassung dieser Landtage dem Rechtsstandpunkt der Länder 

zuwiderlaufende Art und Weise des Zustandekommens der Bundesverfassung vorgelegt 

haben. Der Landtag von Oberösterreich habe zugleich den bedingten Beitritt dieses Landes 

zum Bundesstaat unter Wahrung der Selbstbestimmung erklärt. Während die Landesräte von 

Kärnten, Vorarlberg und Oberösterreich die gefaßten Beschlüsse dem Bundeskanzleramte 

lediglich zur Kenntnis bringen, habe der Tiroler Landesrat gebeten, es möge der Beschluß des 

Tiroler Landtages auch dem Nationalrate bekanntgegeben werden. 

Die B.-M. H e i n l und Dr. R e s c h machen darauf aufmerksam, daß eine derartige 

Mitteilung an das Präsidium des Nationalrates von diesem als Regierungsvorlage behandelt 

werden würde und es nicht ausgeschlossen sei, daß sich über die Rechtsverwahrung des 

Tiroler Landtages eine politische Debatte entwickeln könnte, die besser zu vermeiden wäre. 

Der Ministerrat beschließt, daß die vorerwähnten Rechtsverwahrungen lediglich zur 

Kenntnis genommen werden. Von der Mitteilung der vom Tiroler Landtage beschlossenen 

Erklärung an den Nationalrat wird vorläufig abzusehen sein. 

 

3. 
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Entsendung eines Vertreters der österreichischen Regierung zur nächsten Session des 

Völkerbundsrates. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß der Völkerbundsrat die von der polnischen Regierung 

eingebrachte Beschwerde gegen die angebliche Massenausweisung von Ostjuden aus 

Österreich auf die Tagesordnung seiner nächsten, am 21. d. M. in Genf beginnenden Session 

gesetzt und die Regierungen der beiden beteiligten Staaten eingeladen habe, Vertreter zu 

dieser Tagung zu entsenden, denen bei den Beratungen über die erwähnte Beschwerde Sitz 

und Stimme im Rate zukommen werde. Es handle sich nunmehr darum, die Vertreter 

Österreichs zu nominieren. 

Nach dem gestellten Antrag beschließt der Ministerrat, mit der Vertretung der 

österreichischen Bundesregierung den österreichischen Gesandten in Paris Dr. Johann 

E i c h h o f f zu betrauen und diesem als Experten den Ministerialrat im Bundesministerium 

für Inneres und Unterricht Max Ta r n ó c z y oder den im Bundeskanzleramte in Verwendung 

stehenden Ministerialsekretär Dr. Johann Z e ß n e r beizugeben. Welcher von den beiden 

letztgenannten Beamten zu entsenden sein wird, ist noch auf Grund näherer Vereinbarungen 

zu bestimmen. 

 

4. 

Wirtschaftskommission zur Bekämpfung der Teuerung. 

Der V o r s i t z e n d e berichtet, die „Ständige Delegation der unabhängigen 

Arbeitnehmer- und Verbraucherverbände“ habe darüber Beschwerde geführt, daß ihre 

Vorschläge, betreffend die Zusammensetzung der Wirtschaftskommission, nicht genügend 

Beachtung gefunden haben. Dieser Beschwerde teilweise Rechnung tragend, habe Redner von 

der ihm erteilten Ermächtigung Gebrauch gemacht und als vierten Fachmann den 

Gendarmerie-Oberinspektor Jakob S a p l in die Kommission einberufen. Weiters habe er die 

von sozialdemokratischer Seite nachträglich für die ihren Organisationen vorbehaltenen drei 

Ersatzmänner namhaft gemachten Landesräte Josef G r u b e r in Linz, Reinhold M a c h o l d 

in Graz und Josef B r e i t e n f e l d e r in Salzburg in die Kommission berufen. Da die 

Wirtschaftskommission bereits auf den 11. d. M. einberufen sei, habe er, die nachträgliche 

Genehmigung des Ministerrates voraussetzend, die erforderlichen Einladungen bereits 

ergehen lassen. 

Der Ministerrat nimmt den Bericht genehmigend zur Kenntnis. 

 

5. 
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Ausfuhr von Kriegsmaterial nach Polen. 

Im Auftrage des abwesenden Bundesministers für Verkehrswesen führt Sektionschef Ing. 

F i s c h e r aus, das die Verteilung des nach dem Staatsvertrag von St. Germain noch 

abzugebenden Waffen-, Munitions- und Kriegsmaterials durch den interalliierten 

Heeresüberwachungsausschuß erfolge, bei welchem die italienische Delegation den Vorsitz 

unter den assoziierten Mächten führe. Das Bundesministerium für Verkehrswesen habe mit 

der Exekutivstelle der italienischen Delegation die Vereinbarung getroffen, daß alle 

Kriegsmaterialtransporte durch die italienische Eisenbahnkommission in Wien zur 

Abbeförderung angemeldet werden. 

Am 2. d. M. habe nun das Bundesministerium für Verkehrswesen durch das 

Bundesministerium für Heereswesen die Abschrift einer Note des Generals H a l l i e r 

erhalten, welcher darin eine Anforderung zur Beistellung von 53 Wagen zur Verladung und 

Abbeförderung von Kriegsmaterial stellte. Eine weitere Note des französischen Generals 

beinhaltete, daß das abzubefördernde Kriegsmaterial von der französischen Regierung dem 

polnischen Staate überlassen worden sei. Auf eine Anfrage bei der italienischen 

Eisenbahnkommission über die Ursache der Abweichung von dem vorerwähnten 

Übereinkommen sei der Bescheid erteilt worden, es möge in dieser Beziehung mit der 

französischen Delegation selbst verhandelt werden. Wie weiters erhoben worden sei, sollen 

die Transporte von Wien-Arsenal über Bruck a. d. L. befördert werden; über unser Verlangen 

würde auch militärische Begleitung beigegeben werden. 

Da wir nach den Bestimmungen des Kopenhagener Abkommens nicht in der Lage seien, 

diese Kriegsmaterialtransporte durchzuführen, der Abtransport von der französischen 

Delegation aber nachdrücklichst betrieben worden sei, habe sich das Bundesministerium für 

Verkehrswesen an das Auswärtige Amt gewendet, welches nach eingehenden Verhandlungen 

das Ersuchen stellte, dem Verlangen der französischen Delegation zu entsprechen, jedoch zu 

fordern, daß als Eskorte nur Soldaten einer assoziierten Hauptmacht beigegeben werden. 

Nun sei ein neuer Umstand hinzugetreten, welcher geeignet war, die Entscheidung in 

dieser Angelegenheit zu beeinflussen. Nach Artikel 133 des Staatsvertrages von St. Germain 

wurde uns die Verpflichtung auferlegt, das abzugebende Kriegsmaterial an einen von den 

Ententemächten bestimmten Ort zu schaffen. Der interalliierte Heeresüberwachungsausschuß 

habe nun verfügt, daß das erwähnte Material in das Arsenal zu bringen sei. Mit der 

Durchführung dieser Bestimmung erscheine unsere Verpflichtung insoweit erschöpft, als eine 

Weiterbeförderung nicht mehr auf unsere Kosten zu erfolgen haben wird. Die französische 

Delegation wollte sich jedoch mit dieser Auffassung nicht befreunden und habe dem 
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Bundesministerium für Verkehrswesen gestern abends die Verständigung zukommen lassen, 

daß die polnische Regierung die Transportkosten begleichen werde. Aus dieser Art der 

Abfertigung würde jedoch klar hervorgehen, daß wir von der Übergabe des Materials an eine 

mit Rußland noch im Kriegszustand sich befindliche Macht offiziell Kenntnis haben. Das 

Auswärtige Amt habe daraufhin das Bundesministerium für Verkehrswesen ersucht, zur 

Kenntnis zu nehmen, daß es unter diesen Voraussetzungen die Zustimmung zur 

Abbeförderung des französischen Materials nicht erteilen könne. 

Nach einer längeren Debatte, an welcher sich außer dem V o r s i t z e n d e n noch 

Bundesminister H e i n l und Ministerialrat R i n a l d i n i beteiligten, übernimmt es 

Sektionschef Ing. F i s c h e r, im Wege der polnischen Vertretung auf General H a l l i e r in 

dem Sinne einzuwirken, daß die Sendung als französischer Transport aufgegeben und auch 

französischerseits bedeckt werde. 

 

6. 

Verbot des Einakterzyklus „Reigen“. 

B.-M. Dr. G l a n z berichtet, daß ihm von verschiedenen Seiten Proteste gegen die weitere 

Aufführung des auf einer Wiener Bühne zur Darstellung gelangenden Schnitzler'schen 

Einakterzyklus „Reigen“ zugekommen seien. Da durch die Aufführung dieses Stückes die 

öffentliche Sittlichkeit gröblich verletzt werde, habe er dem Bürgermeister der Stadt Wien als 

Landeshauptmann in einem Schreiben nahegelegt, die Zurückziehung der von ihm erteilten 

Aufführungsbewilligung in Erwägung zu ziehen. Über die Entschließung des Bürgermeisters 

sei bisher nichts bekannt geworden. 

Nach längerer Debatte, an der sich außer dem V o r s i t z e n d e n die B.-M. Dr. R e s c h 

und Dr. G r ü n b e r g e r sowie der Leiter des Volksgesundheitsamtes Sektionschef Dr. 

H e l l y beteiligten und in welcher insbesondere auch betont wurde, in welch' hohem Maße 

namentlich Jugendliche durch derartige Vorführungen physisch und moralisch gefährdet 

werden, gibt der Ministerrat dem Wunsche Ausdruck, daß die weitere Aufführung des 

bezeichneten Bühnenwerkes kompetenterseits abgestellt werden möge. 

 

7. 

Gesetzentwurf über die Grundsätze für die Ausgestaltung der Bezirksverwaltung 

(Bezirksverwaltungsgesetz). 

Der V o r s i t z e n d e unterbreitet dem Ministerrate den Entwurf eines Bundesgesetzes 

über die Grundsätze für die Ausgestaltung der Bezirksverwaltung 
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(Bezirksverwaltungsgesetz). 

Über Aufforderung des Bundeskanzlers gibt sodann Sektionsrat Dr. M a n n l i c h e r eine 

kurze Übersicht über den wesentlichen Inhalt und die leitenden Gesichtspunkte der Vorlage. 

Er hebt hervor, daß der Gesetzentwurf in seiner gegenwärtigen Fassung, die sich in den 

Grundelementen der ganzen Konstruktion eng an die in den verschiedenen Staaten des 

Deutschen Reiches bestehenden bewährten Vorbilder anschließe, ein einheitliches Ganzes 

darstelle, so daß allfällige im Zuge der parlamentarischen Behandlung eintretende wesentliche 

Änderungen naturgemäß den Aufbau des ganzen Reformprojektes beeinflussen müßten. Dies 

gelte insbesondere hinsichtlich der Frage der Führung der Geschäfte der Bezirksverwaltung 

durch den ernannten Bezirkshauptmann. 

Der Fertigstellung des Entwurfes seien eingehende Verhandlungen mit Fachmännern der 

politischen Verwaltung aller Instanzen im Bundesministerium für Inneres und Unterricht, 

ferner mit den Referenten sämtlicher Bundesministerien unter Zuziehung des 

Verwaltungsgerichtshofes vorangegangen. Außerdem sei der Entwurf auch den 

Landesregierungen sowie der Gemeinde Wien zur Stellungnahme zugemittelt worden. 

Schließlich habe auch noch am heutigen Tage eine Besprechung mit den in Betracht 

kommenden Beamtenorganisationen stattgefunden. Alle diese Verhandlungen hätten im 

wesentlichen zu dem Ergebnisse geführt, daß die Grundprinzipien des Entwurfes allseitige 

Billigung gefunden haben. Lediglich von Seite der Landesregierung für Niederösterreich-

Land sei unter Hinweis auf die in diesem Lande bestehenden besonderen Verhältnisse der 

Antrag gestellt worden, daß neben dem Bezirkshauptmann ein gewählter Obmann der 

Bezirksvertretungen eingeführt werde. Diesem Verlangen stehe jedoch gerade in diesem 

Punkte die einhellige gegenteilige Stellungnahme der übrigen Länder gegenüber. Die 

Beamtenorganisationen haben nach Durchführung einiger, das Wechselverhältnis der 

einzelnen Fachzweige in der Bezirksverwaltung noch näher berücksichtigender Änderungen 

des Entwurfes einmütig seinem Inhalte beigepflichtet. 

Redner bringt sodann die eben erwähnten sowie einige andere bei der Schlußredigierung 

noch notwendig gewordene textliche Änderungen zum Vortrag. 

B.-M. H e i n l bemerkt vom Standpunkte seines Ressorts, es sei im Interesse der 

Aufrechterhaltung einer möglichst sachlichen und unparteiischen Führung der 

Verwaltungsgeschäfte, insbesondere der für die Gewerbeverwaltung wichtigen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit, das größte Gewicht darauf zu legen, daß tatsächlich im Sinne des 

Gesetzentwurfes an der Spitze des „Bezirkes“ ein ernannter, beamteter Funktionär stehe. 

Die Konzentration der Verwaltung, namentlich die Beseitigung der bisherigen 
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Doppelverwaltung (staatliche und autonome) sei im allgemeinen Verwaltungsinteresse gewiß 

zu begrüßen, habe aber für den technischen Dienst große Nachteile. Für diesen bedeute 

nämlich die Konzentration der Verwaltung eine Dezentralisation, denn es werde namentlich 

bei Beginn der wirtschaftlichen Betätigung des Bezirkes, voraussichtlich zur Errichtung 

eigener Bauabteilungen bei jedem Bezirke kommen. Nun dränge aber gerade die 

fortschreitende Entwicklung der Technik auch in der staatlichen Bauverwaltung zu einer 

Zusammenfassung, weil nur auf diese Weise die Ausbildung und rationelle Verwendung der 

notwendigen Spezialisten möglich sei. Die Reform der technischen Verwaltung strebe daher 

die möglichste Zusammenfassung des technischen Dienstes bei den Landesregierungen, 

allenfalls bei größeren Baubezirken an. Diese Reformbestrebungen werden aber durch die 

vorliegende Neuorganisation der Bezirksverwaltung zumindest erschwert, wenn nicht 

überhaupt durchkreuzt. Dem Gesetzentwurf könnte daher nur mit dem Vorbehalte zugestimmt 

werden, daß durch ihn in keiner Weise der künftigen Reform der technischen Verwaltung und 

namentlich der allfälligen Organisation des Bundes-Baudienstes gemäß Artikel 102 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes vorgegriffen werde. 

Vorläufig sollte es bei der bestehenden, eingelebten Einrichtung des mehrere politische 

Bezirke umfassenden „Baubezirkes“ verbleiben. Behufs Sicherstellung einer entsprechenden 

Führung der technischen Agenden müsse aber unbedingt daran festgehalten werden, daß der 

mit der Leitung des Baubezirkes betraute Funktionär nicht nur in dem Bezirke seines 

Amtssitzes, sondern auch in den ihm zugewiesenen Bezirken in jeder Hinsicht die im 

Gesetzentwurf zugedachte relativ selbständige Stellung habe. 

Sektionsrat Dr. M a n n l i c h e r macht zu diesen Ausführungen darauf aufmerksam, daß 

der provisorische Charakter der Regelung der Bezirksverwaltung durch eine auf Grund der 

Besprechungen mit den Beamtenorganisationen aufgenommene neue Bestimmung (4. Abs. 

des § 38) ausdrücklich betont sei. 

Vizekanzler B r e i s k y setzt voraus, daß durch die im Gesetzentwurf beabsichtigte 

Neuregelung der Bezirksverwaltung die Organisation der Schulverwaltung in den Bezirken an 

und für sich nicht berührt werde. 

Sektionsrat Dr. M a n n l i c h e r bestätigt diese Auffassung. 

Sektionschef Dr. H e l l y beantragt, in § 16, Absatz 3, statt des Ausdruckes „in besonderen 

Fällen“ die Worte „in besonderen Einzelfällen“ zu setzen. Es solle nämlich in einer jeden 

Zweifel ausschließenden Weise zum Ausdrucke gebracht werden, daß das Eingreifen des 

Bezirkshauptmannes grundsätzlich nicht zu einer Einengung des Wirkungskreises des 

Abteilungsvorstandes auf ganzen Gebieten der Sanitätsverwaltung führen dürfe, sondern nur 
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auf einzelne Fälle beschränkt werden müsse, was durch den Ausdruck „in besonderen Fällen“ 

nicht erreicht werde. 

Sektionsrat Dr. M a n n l i c h e r verweist darauf, daß der Charakter der Ausnahme wohl 

schon durch die gegenwärtige Fassung der betreffenden Bestimmung in einwandfreier Weise 

gedeckt sein dürfte. 

B.-M. Dr. G l a n z begrüßt die Einführung des Selbstverwaltungsgedankens auch in der 

Bezirksverwaltung in dem Umfange, wie dies in dem Entwurfe vorgesehen sei, erklärt jedoch 

gleichzeitig, daß in diesem Punkte der Entwurf wohl das äußerste Maß des Vertretbaren 

darstelle und betont insbesonders, daß er für eine weitergehende Demokratisierung, 

namentlich auch schon für die Einführung eines gewählten Vorsitzenden der 

Bezirksvertretung neben dem Bezirkshauptmann die Verantwortung nicht übernehmen 

könnte. 

Der V o r s i t z e n d e pflichtet dieser Auffassung vollkommen bei. 

Der Ministerrat erteilt sohin die Ermächtigung zur Einbringung der Gesetzesvorlage im 

Nationalrate unter Berücksichtigung der vom Referenten dargelegten textlichen Änderungen. 

 

8. 

Abbau der Verkehrsbeschränkungen in den Ländern. 

Der V o r s i t z e n d e hält die Notwendigkeit für gegeben, nunmehr den von der 

Bundesverfassung vorgesehenen Abbau der zwischen den Ländern bestehenden 

Verkehrsbeschränkungen vorzubereiten. Einer Anregung der wirtschaftlichen Ministerien 

nachkommend, habe das Bundeskanzleramt eine im Gegenstande an die Landesregierungen 

zu richtende Note verfaßt. Redner beantrage, das Bundeskanzleramt zu ermächtigen, die im 

Entwurfe vorliegende Note an alle Landeshauptmänner einschließlich des Bürgermeisters von 

Wien - an diesen jedoch lediglich zur Kenntnisnahme - abzufertigen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

9. 

Erster Nachtrag zum Entwurfe des Finanzgesetzes für das Verwaltungsjahr 1920/21. 

B.-M. Dr. G r i m m erbittet und erhält die Ermächtigung, den Ersten Nachtrag zum 

Entwurfe des Finanzgesetzes für das Verwaltungsjahr 1920/21 im Nationalrat einbringen zu 

dürfen. 

 

10. 
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Gesetzentwurf, womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom 18. März 1920, St.G.Bl. Nr. 

132 (Pensionistengesetz) sowie des Gesetzes vom 1. Oktober 1920, St.G.Bl. Nr. 464, 

abgeändert und ergänzt werden (Nachtrag zum Pensionistengesetz). 

B.-M. Dr. G r i m m berichtet, daß in der Sitzung des Finanz- und Budgetausschusses vom 

26. Jänner d. J. ein Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. A n g e r e r, Dr. O d e h n a l 

und Z e l e n k a angenommen worden sei, mit welchem die Regierung aufgefordert werde, an 

Stelle des Gesetzentwurfes über Vorauszahlungen ein neues Pensionistengesetz einzubringen, 

wobei die einheitliche Regelung der Ruhe- und Versorgungsgenüsse für alle Pensionisten als 

Grundsatz zu gelten habe. Zwischen den Vertretern der drei Parteien des Nationalrates sei 

eine Einigung über die näheren Bestimmungen zustande gekommen. Durch den auf der 

vereinbarten Basis ausgearbeiteten, dem Ministerrate nunmehr vorliegenden Gesetzentwurf 

sollen die Ruhe-(Versorgungs-)Genüsse der Altpensionisten bedeutend erhöht und die 

Unterschiede zwischen den dermalen bestehenden Gruppen von Altpensionisten im 

allgemeinen beseitigt, bei den Hinterbliebenen wesentlich verringert werden, so daß es in 

Hinkunft bei den Ruheständlern (nicht auch bei den Hinterbliebenen) nur zwei große Gruppen 

geben werde: Die Altpensionisten, das sind die vor dem 1. Oktober 1920 in den Ruhestand 

versetzten Staatsangestellten, und die Neupensionisten. 

Die neuen Teuerungszulagen tragen der enormen Steigerung der Preise seit Oktober 1920 

Rechnung. Da die Teuerung für alle Pensionisten gleich drückend sei, sei von einer 

Differenzierung der neuen Teuerungszulagen für die Altpensionisten einerseits und die 

Neupensionisten andererseits abgesehen worden. 

Das infolge der Neuregelung sich ergebende Mehrerfordernis betrage ungefähr 500 

Millionen Kronen pro Jahr. 

In Anbetracht der Notlage der Altpensionisten erbitte sich der sprechende Minister die 

Ermächtigung, den Gesetzentwurf im Nationalrat einbringen und, da dieses Gesetz vom 1. 

Oktober 1920 rückwirkend sein soll, die eingebrachte Gesetzesvorlage über die 

Vorauszahlungen zurückziehen zu dürfen. 

 

11. 

Anwendung der den Postsparkassenbeamten gemachten Zugeständnisse auf die Beamten der 

Zeitvorrückungsgruppen D und E. 

B.-M. Dr. G r i m m führt aus, daß gelegentlich der Besprechung über die Art, in welcher 

die den Beamten der Zeitvorrückungsgruppe C mit dem Ministerratsbeschlusse vom 10. 

Dezember 1920 gemachten Zugeständnisse für die Beamten der Zeitvorrückungsgruppe D 
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und E verwirklicht werden sollen, die Vertreter dieser Gruppen einige Wünsche vorgebracht 

haben, welche über den Rahmen der bloßen Angleichung an die Zugeständnisse für die 

Beamten des Status B, sowie an die Buchführerinnen und Kalkulantinnen des 

Postsparkassenamtes hinausgehen. Es kommen nachstehende Gruppen in Betracht: 

I. Kanzleibeamte der Gruppe E mit qualifizierter Dienstleistung. 

Diese werden auf Grund der im Mai 1920 gemachten Zugeständnisse nach Zurücklegung 

von sieben für die Zeitbeförderung anrechenbaren Dienstjahren in der X. Rangsklasse in die 

IX. Rangsklasse und nach Zurücklegung von neun für den Anfall von Erhöhungen zum 

Grundgehalte anrechenbaren Dienstjahren in der IX. Rangsklasse in die VIII. Rangsklasse 

befördert. 

Die Anzahl der Personen, die dieser Begünstigung teilhaftig wurden, darf jedoch ein 

Drittel der Kanzleibeamten in Rangsklassen und außerhalb des Rangsklassensystems nicht 

überschreiten. 

Da sich die erwähnten Vorrückungsfristen mit den in der Dienstpragmatik für die Beamten 

der Gruppe D festgesetzten decken, sei von diesen Beamten die Forderung aufgestellt worden, 

daß sie nunmehr wie die - tatsächlich zur Zeitvorrückungsgruppe D gehörenden - Beamten 

des Status B des Postsparkassenamtes behandelt werden, welchen (einmal zur Beförderung 

mit 1. Jänner 1921) die Vorrückungsfristen der C-Beamten zugestanden wurden. 

Auf diese Forderung könne nicht eingegangen werden, weil die qualifizierten 

Kanzleibeamten nicht durch Personalzulagen den D-Beamten angeglichen (also den Beamten 

des Status „B“ des Postsparkassenamtes gleich gehalten) seien, sondern nur im Wege der 

freien Beförderung der für die Gruppe D in der Dienstpragmatik festgesetzten günstigeren 

Wartefristen in die IX. und VIII. Rangsklasse teilhaftig wurden. Es erscheine jedoch billig 

und sachlich gerechtfertigt, den Wünschen der qualifizierten Beamten der Gruppe E insoferne 

entgegenzukommen, als ihnen für die Erreichung der IX. und VIII. Rangsklasse günstigere 

Fristen gewährt werden, als dies hinsichtlich der in die Zeitvorrückungsgruppe E eingereihten 

Buchführerinnen des Postsparkassenamtes der Fall sei, die auf Grund der letzten 

Zugeständnisse einmal (Jänner 1921) nach den Wartefristen der Gruppe D vorrücken. 

Die Buchführerinnen erreichen die IX. Rangsklasse nach einer effektiven Gesamtdienstzeit 

als Staatsbeamter von 10½ Jahren, die VIII. Rangsklasse nach einer effektiven 

Gesamtdienstzeit als Staatsbeamter von 18½ Jahren. 

Redner schlage für die qualifizierten Beamten der Gruppe E eine Abkürzung dieser Fristen 

auf 10 und 17 Jahre vor. 

Mit Rücksicht darauf, daß die qualifizierten E-Beamten der X. und IX. Rangsklasse 
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nunmehr bessere Vorrückungsfristen hätten, als sie für die Gruppe D vorgeschrieben sind, sei 

aus den Kreisen dieser Angestellten die Bitte laut geworden, ihnen nunmehr auch die 

Erreichung der VII. Rangsklasse nach Zurücklegung einer bestimmten effektiven 

Gesamtdienstzeit zuzugestehen. 

Da die Beamten der Gruppe C die VIII. Rangsklasse nach einer effektiven 

Gesamtdienstzeit als Staatsbeamter von 15½ und die VII. Rangsklasse nach einer solchen von 

23½ Jahren erreichen, dürfte für die qualifizierten E-Beamten als Voraussetzung für die 

Erlangung des Titels der VII: Rangsklasse und der einmaligen Zuwendung die Zurücklegung 

einer effektiven Dienstzeit als Staatsbeamter von 26 Jahren festzusetzen sein. 

II. Aus dem Militäranwärterstande hervorgegangene Beamte der Zeitvorrückungsgruppen 

D und E. Den aus dem Militäranwärterstande hervorgegangenen Beamten, die in einer 

Rangsklasse stehen, deren Bezüge durch Zeitvorrückung erreichbar sind, werde auf Grund der 

dermaligen Vorschriften die Hälfte der Militärdienstzeit, das sind sechs Jahre (bei 12 

Militärjahren), und zwar (bei mehr als 12 Jahren) bis zum Höchstausmaß von 12 Jahren für 

die Vorrückung in höhere Bezüge angerechnet. Die unberücksichtigt bleibenden Zeiträume 

betragen daher bei einer Militärdienstzeit von 12 Jahren sechs, bei einer solchen von 24 und 

mehr Jahren mindestens 12 Jahre. 

Den (vertragsmäßig angestellten) Kalkulantinnen des Postsparkassenamtes sei nun auf 

Grund der letzten Zugeständnisse eine Abkürzung der zur Erlangung der XI. Rangsklasse 

erforderlichen Vertragsdienstzeit von 4½ auf vier, das ist um ½ Jahr, zugestanden worden. 

Außerdem sei gestattet worden, daß den in Rangsklassen eingeteilten Buchführerinnen ein 

Zeitraum von zwei Jahren aus ihrer Vertragsdienstzeit in die für die Beförderung am 1. Jänner 

1921 erforderliche Gesamtdienstzeit als Staatsbeamter eingerechnet werde. Letzteres 

Zugeständnis sei darauf zurückzuführen, daß die Büchführerinnen, die bis zur Ernennung in 

die XI. Rangsklasse im vertragsmäßigen Dienstverhältnis standen, die X. Rangsklasse bei 

einer anrechenbaren Gesamtdienstzeit von 7½ Jahren als Staatsbeamter später erreichen 

würden, als dies nach den Wartefristen der Dienstpragmatik (sechs Jahre in der XI. 

Rangsklasse) der Fall wäre. 

Die aus dem Stande der anspruchsberechtigten Unteroffiziere hervorgegangenen Beamten 

der Gruppe E fordern nun, daß auch ihnen eine Kürzung der bisher nicht angerechneten 

Vordienstzeit um außerdem die Anrechnung von zwei Jahren für die weitere Vorrückung 

gleich den Büchführerinnen zugestanden werde. 

Während die Kürzung der Vordienstzeit um ½ Jahr sich aus der Anwendung der den 

Buchführerinnen gemachten Zugeständnisse auf die Beamten der Gruppe ohneweiters ergebe, 
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sprächen verschiedene Bedenken gegen die weiters geforderte Anrechnung von zwei Jahren. 

Vor allem handle es sich bei den Buchführerinnen um eine zwar im 

Vertragsdienstverhältnisse, aber immerhin im Dienste des Postsparkassenamtes, also im 

gleichen Dienstzweige zurückgelegte Zeit, die tatsächlich einer Vorbereitungsdienstzeit 

gleichkomme und daher auch wie eine solche gewertet werden könne. Im Gegensatze dazu sei 

die den Militäranwärtern anzurechnende Dienstzeit eine Militärdienstzeit, die zwar die 

Anwartschaft auf die Anstellung im Zivilstaatsdienst gegeben habe und in gewissen Grenzen 

für die weitere Vorrückung angerechnet werde, einer Vorbereitungsdienstzeit jedoch nicht 

entspreche und daher auch für eine Anrechnung nicht in gleicher Weise in Frage kommen 

könne, wie die dem Vorbereitungsdienst entsprechende Dienstzeit der Buchführerinnen. 

Außerdem ließe sich ein derartiges Zugeständnis nicht auf die Gruppe E beschränken, 

sondern müßte auch auf die aus dem Militäranwärterstande hervorgegangenen Beamten der 

Gruppen D und C ausgedehnt werden. 

Diesbezüglich habe allerdings der Zentralverband in zwei Eingaben eine formelle 

Erklärung abgegeben, wonach diese Beamtengruppen keinerlei Beispielsfolgerungen für sich 

aus etwaigen Zugeständnissen an die Beamten der Gruppe E ableiten werden, jedoch unter 

der Bedingung, daß die genannte Anrechnung auf die Besoldungsreform keinen Einfluß habe. 

Alle Bedenken können durch diese Erklärung nicht beseitigt werden, weil es ja nicht 

ausgeschlossen sei, daß es im Zuge der Verhandlungen zur Wirksamkeit der Zugeständnisse 

an die C-Beamten und in weiterer Folge an die übrigen Beamtengruppen auf die Überführung 

in die Besoldungsordnung in irgend einer Form kommen könnte, in welchem Falle dann die 

Beispielsfolgerungen nach dem gemachten Vorbehalt doch gegeben wären. Andererseits habe 

der Zentralverband die Forderung der Zertifikatisten auf Anrechnung der zwei Jahre zur 

Verbandsfrage erklärt und letztere drohen für den Fall der Ablehnung mit dem Streik, der 

unter Umständen bei dieser Stellung des Zentralverbandes nicht isoliert bleiben könnte. 

Bei dieser Sachlage glaube der sprechende Minister, daß der erwähnten Forderung 

entgegengekommen werden solle, obwohl sie zwar sachlich nicht voll gerechtfertigt sei, aber 

immerhin nicht so bedeutend erscheine, daß durch ihre Ablehnung gerade im jetzigen 

Zeitpunkte, in welchem ein Zusammenarbeiten mit den Organisationen im Hinblick auf die 

kommende Besoldungsreform dringend geboten sei, eine neue Bewegung in die 

Beamtenschaft hineingetragen werden sollte. 

Der Ministerrat genehmigt die Vorschläge des Bundesministers für Finanzen. 

 

12. 
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Übereinkommen mit der rumänischen Staatsregierung über die Erleichterung des 

wirtschaftlichen Reiseverkehrs zwischen Österreich und Rumänien. 

B.-M. H e i n l berichtet, daß nach dem Schlußprotokoll zu Artikel VII des ratifizierten 

Handelsübereinkommens vom 14. August 1920 Rumänien verpflichtet worden sei, 

Geschäftsreisenden, die eine Gewerbelegitimationskarte vorzulegen im Stande sind, das 

Visum für die Einreise nach Rumänien „ohne Verzug“ zu erteilen, soferne nicht im einzelnen 

Falle staatspolizeiliche Bedenken gegen die Sicherheit bestimmter Visawerber obwalteten. Es 

sei angenommen worden, daß diese einschränkende staatspolizeiliche Klausel nur für 

vereinzelte Fälle Platz greifen werde. Nun sei aber in der Praxis, ungeachtet der erfolgten 

Ratifizierung des erwähnten Handelsübereinkommens, diese Ausnahmsbestimmung von der 

hiesigen rumänischen Vertretung generalisiert und nahezu für alle Visawerber in der Weise 

angewendet worden, daß das rumänische Kommissariat in jedem einzelnen Falle die Erteilung 

des Paßvisums von einer Anfrage beim Bukarester Ministerium des Innern (staatspolizeiliche 

Abteilung) abhängig machte. Dazu sei gekommen, daß jene Reisewerber, die keinen 

Anspruch auf Gewerbelegitimationskarten hatten (wie es zum Beispiel bei 

Transportbegleitern der Fall ist), zur Erlangung des Einreisevisums gehalten waren, eine 

Befürwortung der zuständigen Handelskammer beizubringen, die überdies von den 

Bundesministerien für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten und für Äußeres 

befürwortend vidiert werden mußte. 

Dieser Vorgang, der durch die von ihm bedingte Verzögerung geeignet war, den 

geschäftlichen Reiseverkehr in abträglicher Weise zu beeinflussen, habe Anlaß zu Beratungen 

gegeben, die am 4. Jänner d. J. im Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten zwischen dem Vertreter der rumänischen Regierung, Generalsekretär im Ministerium 

für Industrie und Handel, Th. D e l e a n u, und dem Vertreter der österreichischen Regierung, 

Sektionschef R i e d l abgehalten wurden. 

In dem hierüber aufgenommenen Protokoll seien österreichischerseits für die Erledigung 

der Einreiseansuchen folgende Vorschläge gemacht worden: 

1. Sämtliche Einreiseansuchen sind von Reisenden, die zur Abwicklung von Geschäften 

aus Österreich nach Rumänien reisen wollen, vorerst der kompetenten Kammer für Handel, 

Gewerbe und Industrie vorzulegen. 

2. Die Einreisewerber haben der zuständigen Kammer eine Erklärung zu unterschreiben, in 

der sie sich verpflichten, keine Briefschaften oder Korrespondenzen für dritte Personen zur 

Bestellung in Rumänien mitzunehmen. 

3. Die zuständige Kammer wird die mit Gewerbelegitimationskarten belegten 
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Reiseansuchen täglich sammeln und durch einen eigenen Boten der Wiener Polizeidirektion 

übermitteln. 

Die Polizeidirektion wird in jedem einzelnen Falle bestätigen, ob es sich um einen politisch 

unbedenklichen Reisenden handelt und ob daher die Erteilung des Visums ihrerseits 

befürwortet werden kann. 

Diese Bescheinigungen der Polizeidirektion wird die Kammer samt der sub 2 erwähnten 

Verpflichtungserklärung und unter Anschluß der Gewerbelegitimationskarte täglich 

gesammelt der rumänischen Paßstelle vorlegen, die ihrerseits den von der Wiener 

Polizeidirektion als unbedenklich bezeichneten Einreisewerbern das Visum im eigenen 

Wirkungskreis ohne weitere Förmlichkeiten erteilen wird. 

Die Kammer wird die erteilten Visabewilligungen täglich gesammelt von der rumänischen 

Paßstelle abholen und den Reisenden zustellen lassen, wodurch ein zweckloses Warten und 

Anstellen der letzteren bei dieser Amtsstelle vermieden werden soll. 

Bei Geschäftsreisenden, die keine Gewerbelegitimationskarte besitzen oder nicht 

berechtigt sind, die Ausstellung einer solchen zu fordern, wird die Handelskammer die 

übliche „Befürwortung des Sichtvermerkes“ ausstellen und im übrigen den gleichen Vorgang 

beobachten, wie bei den mit Gewerbelegitimationskarten versehenen Reisewerbern. 

Da die oberwähnten Vereinbarungen geeignet erscheinen, den geschäftlichen Reiseverkehr 

zwischen Österreich und Rumänien wesentlich zu erleichtern und die Durchführung des 

provisorischen Handelsübereinkommens vom 14. August 1920 zu fördern, erbitte der 

sprechende Minister im Sinne des Artikels I, Absatz 1, Punkt a) des 

Bundesverfassungsgesetzes vom 16. Dezember 1920 über die Erleichterung der 

Handelsverkehrs-Beziehungen zum Auslande, B.G.Bl. Nr. 8, die Zustimmung der 

Bundesregierung zu dem erwähnten mit dem rumänischen Regierungsvertreter vereinbarten 

Reiseübereinkommen. 

Der Vorsitzende macht daraus aufmerksam, daß das Bundesministerium für Äußeres mit 

der Angelegenheit noch nicht befaßt worden sei, und stellt das Ersuchen, nachträglich mit 

dem Auswärtigen Amte das Einvernehmen zu pflegen. 

Mit diesem Vorbehalte erteilt der Ministerrat seine Zustimmung zu dem Übereinkommen. 

 

13. 

Übernahme von Flugmaterialien. 

B.-M. H e i n l teilt mit, daß dem Staatskommissär für Sachdemobilisierung von der 

österreichischen Sektion der Reparationskommission ein auf den Pauschalpreis von 115 
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Millionen Kronen abzüglich der mit 15% berechneten Verwahrungskosten, sonach auf den 

Betrag von rund 100 Millionen Kronen lautender Belastungsbon zur Unterzeichnung 

übermittelt worden sei. Es handle sich hiebei um die Überlassung von Rohmaterialien, die auf 

den Flugfeldern und im Arsenal vorgefunden worden sind. Von diesen Materialien sei nur ein 

Teil unmittelbar für die Zwecke der militärischen Luftfahrt bestimmt gewesen; es befänden 

sich darunter auch Rohstoffe, die zur Herstellung und Bedienung von Maschinen gedient 

haben, welche in den Arsenalen und auf den Flugfeldern auch für andere Zwecke benützt 

worden sind. 

Rohstoffe fallen nach österreichischer Auffassung nicht unter Artikel 148 des 

Staatsvertrages von St. Germain. Gleichwohl dürfte ein Protest gegen deren Behandlung als 

Kriegsmaterial im vorliegenden Falle keine Aussicht auf Erfolg haben. Für Deutschland 

liegen nämlich Entscheidungen der militärischen Kommissionen beziehungsweise der 

Botschafterkonferenz vor, wonach Rohmaterialien, die zur Herstellung von Kriegsgerät 

bestimmt gewesen sind, als Kriegsmaterial zu betrachten seien, und es sei durch einen 

Beschluß der Botschafterkonferenz in Paris vom 23. Juli 1920 ausgesprochen worden, daß die 

für Deutschland getroffenen Entscheidungen auch auf Österreich anwendbar sind. 

Ein großer Teil des Materials, auf welches sich der Bon bezieht, sei schon vor dem 16. Juli 

1920, demnach schon vor dem Inkrafttreten des Staatsvertrages von St. Germain, welcher Tag 

als Stichtag für den Eintritt der Ablieferungspflicht des Kriegsmaterials anzusehen sei, zu, 

zivilen Zwecken verwendet worden, das heißt, von der Hauptanstalt für Sachdemobilisierung 

beziehungsweise der „Lufag“ an private Firmen verkauft oder den staatlichen Industriewerken 

übergeben worden. Da aber die Inventarien, auf welche sich der Generalbon stützt, erst nach 

dem 16. Juli 1920 angelegt und die Materialien damals noch vom Arsenal und von den 

Flugfeldern nicht weggebracht worden seien, könnte auch daraus keine Einwendung gegen 

die Ablieferungspflicht abgeleitet werden. 

Redner beantrage daher, den Staatskommissär für Sachdemobilisierung zu beauftragen, 

den vorliegenden Bon zwar zu unterzeichnen, zugleich aber in einem Schreiben an die 

interalliierte Kontrollkommission hervorzuheben, daß die Unterzeichnung des Bons nur ohne 

Präjudiz für den Standpunkt der österreichischen Regierung erfolge, wonach zum mindesten 

ein Teil der fraglichen Materialien nicht unter die nach Artikel 148 des Staatsvertrages von St. 

Germain ablieferungspflichtigen Gegenstände fallen, für deren Überlassung die 

österreichische Regierung also kein Entgelte zu leisten verpflichtet sei. Nach Äußerung der 

Hauptanstalt für Sachdemobilisierung könne dieser Teil mit etwa 25% des ganzen Materiales 

angenommen werden. 
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Bezüglich der an die Industriewerke abgegebenen Objekte könnte auch noch der Versuch 

gemacht werden, die unentgeltliche Überlassung dieses Materiales zu erwirken; hiebei könnte 

sich die österreichische Regierung darauf berufen, sie habe sich nach dem Verlaufe der 

seinerzeit hierüber gepflogenen Verhandlungen der Hoffnung hingeben zu dürfen geglaubt, 

daß, ebenso wie den staatlichen Industriewerken Maschinen kostenlos überlassen worden 

sind, ihnen auch die zur Inbetriebsetzung der Werke unbedingt erforderlichen Rohmaterialien 

würden freigegeben werden. Von den Materialien, auf die sich der Generalbon beziehe, seien 

etwa vier Fünftel den staatlichen Industriewerken übergeben worden. Viel Aussicht auf Erfolg 

hätte ein solcher Versuch jedoch nicht; Maschinen seien eben nicht Kriegsmaterial, während 

Rohmaterialien als solches behandelt werden. 

Der Ministerrat genehmigt den gestellten Antrag. 

 

14. 

Anspruchsberechtigung nach dem Invalidenentschädigungsgesetze für Personen, die die 

österreichische Staatsbürgerschaft auf Grund einer Option erworben haben. 

B.-M. Dr. R e s c h berichtet über das Ergebnis der auf Grund des Beschlusses des 

Ministerrates vom 21. Jänner d. J. gepflogenen interministeriellen nochmaligen Prüfung der 

Voraussetzungen der Anspruchsberechtigung nach dem Invalidenentschädigungsgesetze für 

Personen, die die österreichische Staatsbürgerschaft auf Grund einer Option erworben haben. 

Bei dieser unter Teilnahme von Vertretern des Bundeskanzleramtes sowie der 

Bundesministerien für Äußeres, für Inneres und Unterricht, für Justiz, für Finanzen und für 

soziale Verwaltung abgehaltenen Besprechung sei einhellig festgestellt worden, daß mit 

Rücksicht auf Artikel 70 des Staatsvertrages von St. Germain den unter 1 und 2 des in der 

Sitzung am 21. Jänner d. J. erstatteten Referates erwähnten Personen d e  l e g e  l a t a eine 

Anspruchsvergütung nach dem Invalidenentschädigungsgesetze nicht mehr zustehe, daß es 

aber aus Billigkeitsrücksichten sowie aus politischen Erwägungen notwendig sei, die 

Vergütungen nach dem Invalidenentschädigungsgesetze diesen Personen auch weiterhin zu 

leisten. Um dem Standpunkte der Finanzverwaltung, die mit den neugebildeten 

Nationalstaaten Verhandlungen nicht nur wegen Übernahme der Zahlung der Ruhegenüsse an 

pensionierte Zivilstaatsangestellte und Militärpersonen der ehemaligen Monarchie, sondern 

auch wegen Leistung von Invalidenpensionen an jene Kriegsbeschädigte, die nicht in einer 

Gemeinde Deutschösterreichs heimatberechtigt sind und die Staatsbürgerschaft nun auf Grund 

einer Option erworben haben, einzuleiten beabsichtige, Rechnung zu tragen und für diese 

Verhandlungen kein Präjudiz zu schaffen, wären die Vergütungen nach dem 
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Invalidenentschädigungsgesetze an diese Personen vorläufig noch nicht endgültig, sondern 

bloß provisorisch bis zur Klärung der zwischenstaatlichen Verhältnisse zu bewilligen. 

Der Ministerrat wolle daher beschließen: 

1. Bis zur endgültigen Regelung sind den unter 1 und 2 des erwähnten Referates genannten 

Personen die Vergütungen nach dem Invalidenentschädigungsgesetz mit Einschluß der nach 

der IV. Vollzugsanweisung (Abfertigungen und Vorausempfang der Rente, sowie 

Unterbringung in Anstalten) provisorisch zu leisten, wenn sie von ihrem Optionsrechte auf 

Grund des Staatsvertrages von St. Germain für die Republik Österreich bis zum 15. Jänner 

1921 Gebrauch gemacht haben. Wird die Rechtsmäßigkeit der Optionsanmeldung nicht 

anerkannt, so ist die Vergütung sofort einzustellen. 

2. Diesen Personen kann auch die über den Rahmen des Invalidenentschädigungsgesetzes 

hinausgehenden charitativen Fürsorgeleistungen gewährt werden. 

 

15. 

Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung über die Errichtung eines 

öffentlichen Arbeitsnachweises der Metallarbeiter in Wien. 

B.-M. Dr. R e s c h erbittet vom Ministerrate die Ermächtigung zur Erlassung einer 

Verordnung über die Errichtung eines öffentlichen Arbeitsnachweises der Metallarbeiter in 

Wien. 

B.-M. Heinl b e m e r k t, aus den Kreisen der Handels- und Gewerbekammer sei Klage 

darüber geführt worden, daß der Kammer bei Verfügungen des Bundesministeriums für 

soziale Verwaltung nicht immer Gelegenheit zur vorherigen Stellungnahme geboten werde. 

Redner stelle daher das Ersuchen, diesem Wunsche im vorliegenden Falle wie auch in 

Hinkunft Rechnung zu tragen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung mit der Maßgabe, daß der vorliegende 

Verordnungsentwurf vor Erlassung noch der Handels- und Gewerbekammer zur 

Stellungnahme zu übermitteln sein wird. 



43 – 1921-02-08 

 

43. 8./2. 21 
Schneider Handelsministerium genehmigt. 
Grimm [...] Allgayer, Kurzer Rangklassen, 
Dienstzeit. 
Frage zur Geschäftsordnung Überfall, nicht 
vorbereitet, in der Ordnung 
Zurückgestellt. 
Glanz: Davy, Burgenland ….. Nach 
Schlussfassung des Ministerrats Einvernehmen 
mit dem Hauptausschuss. 
Mayr: Mündliche Verhandlung soll stattfinden. 
Nächste Woche kommen zwei ungarische 
Minister. 
Loewenfeld ersucht um Versetzung in den 
Ruhestand  ….... Zu Entscheidung vor, mit dem 
Antrag, dass auch in besonderer Weise noch der 
Dank des Ministerrates mitgeteilt werde. 
Breisky: Ob nicht Dank des Bundespräsidenten 
in Betracht komme. 
Grünberger: Würde bitten, dass der Antrag des 
Herrn Vizekanzlers.  
Versetzung in Ruhestand und beides 
beschlossen. (2 Mal Dank) 

43. Fischer, Rinaldini, Helly [Hoheinl]  
Heinl: Schwendtner 
 
 
 
 
 
Glanz: Davy, Bestellung Landesverweser im 
Burgenland. 
Zurückgestellt. 
Mayr: Gesuch Loewenfeld. Behufs um 
Versetzung in den Ruhestand. Lege das Gesuch 
zur Entscheidung vor. Wenn stattgegeben, so 
beantrage ich, dass ihm angesichts seiner 
Verwendung auf besonders schwierigen Posten 
der Dank des Kabinettsrates. 
 
Vizekanzler beantragt Dank des  
Bundespräsidenten. 
Grünberger: unterstützt den Antrag Breisky. 
#besonderen Dank des Ministerrates und Dank 
des Bundespräsidenten. 

1. 
Heinl: Zerdik Präsident des Vermessungsamtes. 
Legt die Stelle wieder zurück. 
Zur Kenntnis. 
 
 
 
Breisky: Professor Kaserer Anrechnung einiger 
Dienstjahre . 
Landesschulinspektor Rosenberg Belastung 
30.6.21 
 
P. Columban Resswar Schulrat 
Genehmigt. 

1. 
Heinl: Zerdik hat erklärt, dass er seine 
Verwaltungsratsstelle nicht zurücklegen kann 
wegen materieller Schädigung. Er legt daher 
seine Stelle als Präsidenten des 
Bundesvermessungsamtes wieder zurück.  
Zur Kenntnis genommen. 
Breisky: Kaserer: Dienstzeit-Anrechnung. 
Angenommen. 
Landesschulrat Hofrat  Rosenberg Belassung bis 
30.6.21. 
Angenommen. 
Columban Resswar [...] Pensionierung: 
Schulratstitel 
Angenommen. 

2. 
Mayr: Rechtsverwahrung. Tirol gegen 
Bundesverfassung. Kärnten, Vorarlberg, 
Oberösterreich zur Kenntnis zu nehmen, Tirol 
aber dem Bundesrat vorlegen: Soll man das auch 
bloß zur Kenntnis nehmen? 
Heinl: Das Präsidium der Nationalversammlung 
legt jede Mitteilung der Regierung dem 
Nationalrat vor. Man müsste mit Tiroler Landtag 
verhandeln. Ich werde verzichten auf eine 
Vorlage an den Nationalrat. 

2. 
Mayr: Rechtsverwahrungen. Bezüglich der 
Landtage Kärnten, Vorarlberg und 
Oberösterreich zur Kenntnis. Bezüglich Tiroler 
Landtag besteht die Frage, ob man die 
Rechtsverwahrung dem Nationalrat und 
Bundesrat zur Kenntnis bringt. Es hätte das 
vielleicht die Folge, dass sich eine Debatte 
entwickelt. Ich überlasse die Entscheidung dem 
Kabinettsrat.  
Breisky: Sollte man nicht die 
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Haueis: Man [...] [...] wie [...]  der Tiroler 
Regierung tragen. Die müssen ja wissen, was sie 
wollen. [106] //  
Heinl: Nicht immer. 
Mayr: Es ist die Debatte zu fürchten. Das 
Verhältnis zwischen Regierung und den 
Landesregierungen würde getrübt. Man soll 
nicht unnötig provozieren. 
Breisky: Es bleibt nichts übrig, als einfach zur 
Kenntnis nehmen. 
Alle einfach zur Kenntnis genommen. 

Rechtsverwahrungen schriftlich dem Präsidium 
des Nationalrates übermitteln? 
Heinl: Aus ähnlichen Fällen scheint das 
Präsidium der Ansicht zu sein, dass jede 
Mitteilung der Regierung als Regierungsvorlage 
betrachtet. Man müsste daher [112] // 
schlüssig werden, ob man das will. Man sollte 
Verhandlungen mit Tirol pflegen, dass man es 
dazu bringt, wie die übrigen Landtage, dass man 
die Rechtsverwahrung von der Regierung zur 
Kenntnis nimmt. 
Mayr: Ich glaube, dass die Rechtsverwahrung 
post festum kommt und nicht zu ernst zu 
nehmen sind, und dass man es ja auf eine Urgenz  
Tirols wohl ankommen lassen soll. Ich möchte 
nur nicht die Entscheidung allein treffen. Es 
würde eine ganz unnötige Debatte daraus 
kommen. 
Breisky: Nach den Aufklärungen Heinls, ziehe 
ich meine Anregung zurück. 
Meyr: Ich wäre dafür, dass man unnötige 
Debatten vermeiden soll. Wenn sie sie fragen, 
was geschehen ist, so würde ich antworten, dass 
Kabinettsrat zur Kenntnis gebracht wurde. Wenn 
sie dann nochmals anfragen, so bliebe nichts 
anderes übrig, als vorlegen. 
Resch: Ich würde warnen vorzulegen, weil 
Weiskirchner auf dem Standpunkt steht, dass 
alles in das Haus gebracht wurde. 
# Die Rechtsverwahrungen sind einfach zur 
Kenntnis genommen. 

3. 
Völkerbundrat 
Tarnóczy-Zessner 
Antrag, dass Eichhoff mit der Vertretung betraut 
wird und dass ihm jemand beigegeben wird. 
Allenfalls beide Herren als Sachverständige. 
Eichhoff und ein Experte „nach Vereinbarung“. 

3. 
Mayr: Entsendung eines Vertreters zum 
Volksbundrat. 
1. Eichhoff mit wirklich(?) Vertretung 
Österreichs.  
2. Tarnóczy oder Zessner, eine oder andere, je 
nach Vereinbarung. 

4.  
Wirtschaftskooperation. 
Die ständige Delegation war ungeheuer böse, 
förmliches Ultimatum. Streik der Beamten; 
Zuschrift, die sehr gesalzen; Beschwerde, dass 
überall die Parlamentarier sich überall 
eindrängen. Heftige Auseinandersetzung. 
Nächster Tag: Smolé Ergänzung verlangt. Ob sie 
eben Beschwerde wollen. Nur habe ich ihnen 
zusgestanden, dass auch die Ersatzmänner 
einberufen werden. 
Der Gendarmie-Wachtmeister Sapl.  Drei 

4. 
Meyr: Wirtschaftskooperation. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sapl als Fachmann. 
Gruber, Breitenfelder, Machhold: Ersatzmänner. 
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Ersatzmänner. 
Er bittet nachträglich Genehmigung des 
Ministerrates. 
Genehmigt. 
Sie werden im Plenum einen Antrag bringen, 
dass zwei weitere Leute einberufen werden. 
Aber sie verlangen, dass hiefür auch eine 
Mehrheit sichergestellt werde. Den 
Christlichsozialen ist der Glaube heilig. Die 
werden für diese Vermehrung stimmen. Smolé 
und Eccher. 
Obmannstelle: Sie fürchten, dass da ein größerer 
Streit entsteht. 
Grünberger: Das ist nicht im Geiste der 
Institution. Die Regierung wird niemanden 
finden, der allen genehm ist. 
Heinl: Auch bezüglich der Vermehrung soll sich 
die Regierung keine Schwierigkeiten machen, 
aber sie soll das selbst beschließen. 
Einverstanden. 
 
Mayr: bittet um Anwesenheit. 
Neue Volkshymne, (Orden.) 
Ottokar Kernstocks, Melodie Haydns belassen. 
Wird dem Herrn Vizekanzler übergeben. 
Glanz: Man soll einen Zeitpunkt abwarten, wo 
wir nicht akutere Sorgen haben. 

Genehmigt. 
 
 
Im Plenum wird der Antrag gestellt werden Dr.  
Smolé und Eccher noch einzuberufen. Sie 
verlangen, dass die Regierung ihnen privatim 
einen Obmann vorschlägt. 
 
 
 
 
 
 
Grünberger: Ich bin dagegen, weil die Regierung 
sich belastet. Es wird keiner gefunden werden 
können, der allen passt. 
Heinl: Schließe mich an. Wenn die 
Wirtschaftskommission eine Vermehrung haben 
will, so wird die Regierung nichts dagegen 
haben. Den Obmann will sie sich selbst wählen.  
Zur Kenntnis. 
Mayr: Bundespräsident drängt, dass eine neue 
Volkshymne eingeführt wird. 
Wird dem Unterrichtsressort überlassen. 
Verfasser ist Ottokar Kernstock. Gedacht ist die 
Belassung der Haydn-Melodie. 

5. 
Fischer: Waffenlieferung nach Polen. 
Heinl: Wenn der Heeresüberwachungs-
Ausschuss seine ihm gehörigen Waffen außer 
Landes bringen will, so können wir dagegen 
nichts machen. Wir haben bloß die Verpflichtung 
übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rinaldini: Die Erklärung, dass es nicht für Polen 
bestimmt ist, dürfte von den Franzosen nicht zu 
erhalten sein. Das erschwert unsere Situation 
ungeheuer. Wenn das Äußere seinen Einspruch 
zurückzieht, so könnten die Franzosen selbst als 
Absender die Transporte aufgeben. Die Leiter 
könnten vielleicht die Transporte aufhalten. 
 

5. 
Fischer: Waffentransport nach Polen. 
Heinl: Wenn der Heeresüberwachungs-
Ausschuss auf dem Standpunkt steht, dass die 
ihre eigentümliches Waffen an die Grenze zu 
befördern sind, so haben wir das zu tun und 
keine [...] zu nehmen. 
Meyr: Das ist sehr richtig, aber der 
KopenhagenerVertrag steht entgegen und wir 
werden von der sozialdemokratischen Partei 
angeschossen werden. 
Heinl: Es sind doch Waffen, die bereits 
Eigentum der französischen Delegation sind. 
Wir befinden uns in einer Zwangslage. Wir 
haben durch  Kopenhagener Vertrag. 
Rinaldini: Wir haben die Franzosen auf den 
Kopenhagener Vertrag aufmerksam gemacht. Es 
wäre sehr gut gewesen, wenn sie die 
internationalen Transporte aufgeben und nicht 
sagen würden, dass es für Polen bestimmt ist. 
Wir haben aber den Eindruck, dass Hallier den 
Transport auch nicht decken will und es soll die 
österreichische Regierung tun. Wenn das 
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Mayr: Das Äußere hat zugestimmt; so lange 
keine Bestimmung angegeben, wurde selbst 
aufgeben. 
Fischer: Wir versuchen im Wege der Polen zu 
erreichen, dass die Franzosen die Sendung selbst 
aufgeben und begleiten. 
[...nigt] 
Pariser Finanzkooperation 
Grünberger: Der Pariser Gesandte wäre wegen 
der bevorstehenden Lebensmittel-Käufe 
anzugehen. Wir müssen Klarheit gewinnen. 
Voll[...]. Man hört noch immer nichts. Die 
Preise sind außerordentlich gefallen überall. Ich 
muss endlich anfangen zu kaufen. 
Mayr: Genaue Nachrichten liegen nicht vor. Es 
sollen ernste Verhandlungen stattfinden. 
Portorose. Die Sachlage nach den vorliegenden 
Nachrichten sehr ungeklärt. Toretta, Eichhoff. 
Augenblicklich geht Schüller nach Paris. Die 
Entsendung eines Herrn nach Amerika steht 
bevor. Über Lebensmittel-Kredite ist gar nicht 
gesprochen worden. Ich möchte bitten, dass 
Grünberger mit Grimm und Schüller sich in 
Verbindung setzt. 
 
 
 
 
 
Grünberger: Wir setzen uns in ein merkwürdiges 
Licht, wenn wir täglich telegraphiert haben und 
uns jetzt nicht rühren. [107] // 
 
 
Mayr: Das ist nicht der Fall; Wir haben täglich 
bombardiert. Aide mémoire von Toretta. 
Wir stehen in einem vollständig luftleeren 
Raum. 
 
Grünberger: Wenn wieder etwas Positives zu 
Tage tritt, bitte ich um Nachricht. 

Ministerium des Äußeren seinen Einspruch 
zurückziehen sollte, so sollten wir den Versuch 
machen, den Leiter der polnischen 
Transportleitung dazu zu bestimmen, dass er auf 
Hallier einwirkt, dass der Transport mit 
französischen Aufgebern deklariert wird. 
Mayr: Es müsste erreicht werden, dass die 
Franzosen selbst aufgeben, sonst würde die 
Regierung angegriffen werden. 
Fischer: Ich werde versuchen, im Wege der 
polnischen Vertretung auf Hallier einwirken, 
dass er den Transport als französischen 
Transport aufgibt und ihn auch bedeckt. 
# 
Grünberger: Beantragen, dass der Pariser 
Gesandte beauftragt wird zu drängen, dass man 
endlich etwas über die Pariser Beschlüsse 
erfährt. Wir sind gedrängt wegen der höchsten 
Getreideankäufe. 
 
Mayr: Positive Nachricht noch nicht da. Die 
Sachlage ist noch sehr ungeklärt, es sind 
Besprechungen heute gewesen über die 
Stellungnahme der österreichischen Regierung 
und auch der Parteien zu dieser ganzen 
Sachlage, Besprechungen, die noch nicht zu 
einem vollen Resultat geführt haben, sondern 
nur, dass [113] // 
Schüller nach Paris fährt und dass die 
Entsendung eines Herrn nach Amerika effektiert 
wird. 
Ich würde bitten, dass Grünberger mit Grimm 
und Schüller sich in Verbindung setzt, um auch 
die Lebensmittel-Kreditfrage in Paris zur 
Sprache zu bringen. 
Grünberger: Ich habe nur das Gefühl, dass wir 
uns in ein merkwürdiges Licht stellen, wenn wir 
vor der Pariser Konferenz immer Brand-
Telegramme losgelassen haben und jetzt wo 
nicht ist, nichts tun. 
Mayr:  Wir haben die Gesandten hier 
bombardiert, dass wir endlich etwas wissen 
müssen. Wir haben von Toretta ein Aide 
memoire erhalten, dass wir auch publizieren 
wollen. 
Grünberger: Bitte, dass wenn in dieser Frage 
etwas Positives zu Tage tritt, es uns hier 
mitgeteilt wird. Wenn von Schüller nichts zu 
erreichen ist, so werden wir einstweilen selbst 
finanzieren, weil großer Sturz in Getreidepreis 
am Weltmarkt ist. 
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6. 
Glanz: „Reigen“:  Proteste, Polizeipräsident. Es 
geht nicht so weiter. Gestern Schreiben an 
Bürgermeister Reumann. Das Ärgernis ist 
ungeheuer. Einladung in Erwägung ziehen, ob 
nicht diese Aufführungsbewilligung 
zurückgezogen. 
 
 
 
Resch: Ich bin dabei hinein voll(?) mit meiner 
Aktion. Bernau 40000 Kronen von der 
Generalprobe. Ich bin kein Steiger, aber ich habe 
nichts dabei gefunden. Sehr solid aufgeführt 
worden. Wenn es kritisch geworden ist, dann 
wird es finster. 
Mayr: Trotz der Unschuld des Ministers Resch. 
Auch Berlin und München. Schon das würde 
mir genügen, um abzustellen. Machwerk 
jüdischer Phantasie. 
 
 
 
Helly: Verbreitung der Geschlechtskrankheit. 
 
 
 
 
Grünberger: Die Gefahr ist, dass mit Vorliebe 
junge Leute hineingehen.  
Resch: Aber das muss dann auch in Staatsoper. 
Mayr: Ich möchte anregen, dass der Ministerrat 
den Wunsch äußert, es möge abgestellt werden.  

6. 
Glanz: Ich habe von Polizeipräsidenten und 
anderen Seiten die Nachricht, dass die 
Bevölkerung die Reigen-Vorstellungen 
[...]echnung Die Sache geht nicht so weiter. Ich 
habe jetzt ein Schreiben an Reumann gerichtet, 
dass die Aufforderung, er möge in Erwägung 
ziehen, ob es nicht in Erwägung gezogen wird, 
die Vorstellung zurückzuziehen. Er hat noch 
nicht geantwortet. 
Resch: Ich habe nichts besonders gefunden. 
 
 
 
 
 
Mayr: Es liegen aber so gravierende Momente 
vor. In Berlin und München verboten. Schon der 
Versuch einer Demonstration. 
Glanz: Ich könnte im Wege des Aufsichtsrechts 
verbieten und die Polizeipräsidenten könnte aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung und Ruhe die 
Aufführung sistieren. 
Helly: Es wirkt so deprimierend. 
Überhandnahme der Geschlechtskrankheiten 
auch in guten Familien. Wir hätten allen Grund, 
nicht einen solchen französischen Bühnenstoff in 
die Bevölkerung zu tragen. 
Grünberger: Die Gefahr ist, das in solche Stücke 
mit Vorliebe junge Leute hinein gehen. 
 
 
Mayr: Der Ministerrat möge den Wunsch 
aussprechen, dass die kompetenten 
Persönlichkeiten die Vorstellung sistieren, im 
Sinne des Schutzes deutscher Sitten. 
Niemand dagegen.  
Glanz nimmt zur Kenntnis. 
 

7. 
Bezirksverwaltungsgesetz. 
Die sozialdemokratische Partei hat schon 
Anfang Dezember verlangt, dass der Entwurf 
vorgelegt werden muss. 
Mannlicher:  
1.) Befristung des Doppelgeleises 
Fachverwaltungszweige  
2.) Dezernat  

7. 
Mayr: Bezirksverwaltungsgesetz. 
Mannlicher gibt kurze Übersicht über den Inhalt 
des Gesetzentwurfes und welche finanzielle 
Frage das Gesetz mit sich bringt. 
3 große Gesichtspunkte: 
1.) Vereinigung der staatlichen und autonomen 
Verwaltung im künftigen Bezirk. 
2.) Aufrechterhaltung der Einheitlichkeit der 
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3.) Heranziehung der Bevölkerung zur 
Mitwirkung // 
 
 
 
Wesentliche Umgestaltung: kein vollständiges 
Novum, sondern eine gewisse Kopierung der 
Verhältnisse im Deutschen Reich. In allen 
maßgeblichen deutsche Staaten besteht, dass - - - 
Seit 50 Jahren besteht es in den deutschen 
Staaten. Das beweist, dass wir uns auf dem 
rechten Wege befinden. 
 
 
 
 
 
 
§ 14 Ge[...] Motivenbericht. Irgendwelche 
Änderungen kann man nicht gut vornehmen, 
wenn nicht das Ganze.  
Fachmänner-Kommission, interimistische 
Beratungen, Landesregierung, Parteien, 
Organisationen. 
 
 
 
 
Stellungnahme der Landesregierung. Einheitlich 
dafür. Insbesondere Führung durch beamtete 
Bezirkshauptmänner. Bloß Niederösterreich. Es 
war gewählte Vorsitzung der Bezirksverwaltung. 
Demgegenüber muss geltend gemacht wird, dass 
es sich ja um etwas Neues handelt. 
Niederösterreich stellt Antrag auf Abänderung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wien Magistrat hat sich einverstanden erklärt. 
Bundesminister für Handel: Das Gesetz soll der 
Regelung des technischen Dienstes nicht 
vorgreifen. 
Wünsche der Landesregierungen und 
Organisationen. 
Wie die Sachen aufgrund der Vorverhandlung 

Verwaltung [im Bezirk unter Berücksichtigung 
der Erfordernis der fachlichen 
Verwaltungszweige. 
3.) Die Heranziehung der Bevölkerung zur 
Mitwirkung an der Bezirks-Verwaltung. Das 
wichtigste Moment ist Die ganze Reform wird 
zweifellos eine sehr wesentliche Umgestaltung 
der bisherigen Bezirksverwaltung mit sich 
bringen. Der Weg ist kein vollständiges Novum, 
sondern nichts anderes als eine gewisse 
Kopierung der Verhältnisse im Deutschen Reich, 
welche schon seit längerer Zeit die Institutionen 
die Mitwirkung des Laienelements bei der 
Verwaltung. 
Der Entwurf, so wie er vorliegt, in seinen 
Grundprinzipien bei Beibehaltung des bisherigen 
Systems, jedoch unter Ausgestaltung durch 
Beigabe der Bezirksverwaltungen stellt ein 
großes Ganzes vor, sodass man Änderungen 
nicht vornehmen kann, wenn nicht das Gebäude 
beeinflusst werden soll. 
Fachmänner-Kommission im Jänner. 
Interimistische Beratungen. 
Dann vor 14 Tagen den Landes-Regierungen, 
Äußerungen von überall, außer Tirol eingelangt. 
Dann vertraulich an die Parteien übergeben 
worden. 
Heute mit Organisationen. 
Die Länder haben sich auf den Boden des 
Entwurfs gestellt. Die einzige Ausnahme ist 
Niederösterreich. Es weist darauf hin, dass in 
seinem Land besondere Verhältnisse vorliegen 
und strebt an, dass neben dem 
Bezirkshauptmann ein gewählter Obmann der 
Bezirks-Verwaltung eingeführt werden soll. Man 
weist darauf hin, dass besondere Verhältnisse 
insofern vorliegen als bereits in Niederösterreich 
autonom organisierte BHA und BAR bestanden 
haben. Dagegen ist zu erwidern, dass eben etwas 
ganz Neues geschaffen werden soll, was das 
gesamte gesellschaftliche Leben betrifft und 
eben nicht auf einzelne Zweige der Verwaltung 
sondern und auch nicht auf den Gerichts-
Bezirken, sondern auf den politischen Bezirken. 
Mit der Stadt Wien wurde das Einvernehmen 
gepflogen. Der Magistrat hat Vorbehalte die 
politische Seite sich mit dem Entwurf 
einverstanden erklärt. Bezüglich der einzelnen 
Ministerien wurde bereinigt die Differenz 
bereinigt. 
Politische Beamtenschaft, technische Beamte, 
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stehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mayr: Von allergrößter Wichtigkeit aufgrund 
unserer Verfassung. Es wird wenig geändert 
werden können. Wollen die Herren sich äußern? 
 
 
Heinl: Bedenken der seitens der technischen 
Abteilung meines Ressorts vorgebracht. 
Motivenbericht „Beamter“; in Wien aber wird 
dieser Grundsatz ganz durchbrochen, indem die 
Bezirksvorsteher diese Funktion übernehmen. 
§ 34. Schwere Bedenken. 
Wenn wir (aber?) das drinnen lassen, da wird 
Niederösterreich seine Standpunkte durchsetzen. 
Ich bitte sich zu äußern. 
Mannlicher: Die Analogie mit den Städten mit 
eigenem Statut ist eine zwingende. Auch in 
Wien würde das eine Rolle spielen, dass auch 
Beamte an der Spitze der Verwaltung stehen. 
 
 
 
 
Mayr: Wir könnten das ins Protokoll nehmen. 
 
Resch: Der § 34 ist nicht zu akzeptieren und nur 
zugeschnitten auf die sozialdemokratischen 
Machtverhältnisse. Die Leute haben ja keine 
Ahnung von der Verwaltung. Man darf solchen 
Menschen eine solche Macht nicht in die Hand 
gebe. Man sollte doch die Parteien fragen. 
Mayr: Kienböck und Schmitz waren 
einverstanden. Wir können die Bedenken ja im 
Protokoll festhalten, aber auf Änderungen nicht 

Forstdienst, Sanitärdienst und Vertrauen wurde 
Einvernehmen hergestellt. Wünsche bereinigt 
Gewisse Wünsche wurden berücksichtigt. [114] 
//  
Die Änderungen: § 3 1. Absatz 
Offen gebildete Frage Absatz 5 § 5. 
Die Techniker haben gesagt, dass sie einsehen, 
dass das in den meisten Fällen der 
überwiegenden Mehrzahl der Fälle das sein 
wird, sie wollen es aber nicht gesetzlich 
festgelegt haben. 
Demgegenüber Artikel 119, letzter Absatz der 
Verfassung löst diese Frage bereits, weil es dort 
heißt. Rechtskundiger Beamter. 
§ 6, 3. Absatz. 
§ 7, 3. Absatz. Es wird der Gedanke der 
Inkompatibilität zum Ausdruck gelangen 
müssen, nicht die Frage der Nichtwählbarkeit. 
Mayr: Der Gesetzentwurf ist von größter 
Wichtigkeit zur Weiterbildung unserer 
Verfassung. Ich würde nur bitten, dass sich die 
Herren im allgemeinen oder im Besonderen 
äußern. 
Heinl: Den Bedenken der technischen … 
Protokoll einverleibt. In Wien wird der 
Grundsatz, dass ein rechtskundiger Beamter an 
der Spitze des Bezirks zu stehen hat vollkommen 
durchbrochen. Es kommt heraus, dass der 
Bezirksvorsteher an der Stelle der 
magistratischen bezirksamtlichen Leiter. Wenn 
wir den § 34 drin lassen, so wird 
Niederösterreich seinen Standpunkt durchsetzen. 
Mannlicher: Formell liegt ein Paktum mit der 
Gemeinde Wien vor. Es wird auch betont 
Analogie mit den Städten mit eigenem Statut. 
Was man diesen einräumt, kann man Wien 
schwer vorenthalten. Man hat es für ganz 
unmöglich erklärt, mit Rücksicht auf die 
Verhältnisse in den anderen Städten mit eigenem 
Statut. 
Mayr: Es wird genügen, wenn man die 
Bedenken in das Protokoll nimmt. 
Resch: Ich glaube, dass § 34 nur auf die 
sozialdemokratischen Machtverhältnisse 
zugeschnitten ist. Ich glaube nicht, dass unsere 
Partei das akzeptieren wird. Es ist eine riesige 
Macht, die den Bezirksvorstehern gegeben wird. 
 
Mayr: Die Bedenken sollen im Protokoll 
festgelegt werden, aber es soll keine Änderung 
beantragt werden, weil sonst die vielfache 
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eingehen. 
 
Heinl: Ich fürchte nur die politischen 
Konsequenzen in Niederösterreich. 
Mayr: Das ist eine Sache der politischen 
Parteien. 
Breisky: konstatiert, das selbstverständlich nicht 
auf die Organisation des Bezirksschulrates 
beziehen. 
 
Mayr: Die Frage der Anpassung der 
Bezirksschulräte. 
 
 
Glanz: Demokratische Grundsätze wären 
begrüßt. Aber es ist das Maximum des 
Verantwortbaren. Gewählten Bezirksobmann 
kann ich nicht akzeptieren. Die Verwaltung 
kommt dann ins Schleudern. 
 
Mayr: Ich muss mich diesem Standpunkt voll 
anschließen. Und bitten, das im Protokoll 
festzulegen. 
Breisky: § 24 Absatz 2 (Vorarlberg). Das ist 
faktisch nicht durchführbar. 
Mannlicher: 6 Wochen. 
Helly: § 16. In besonderen „Einzel“ fällen. 
Mannlicher: Auch dieser Passus hat eine Rolle 
bei den Verhandlungen [...] den Beamten. 
Stimmt zu dem Antrag. 

Beamten-Materie ein Loch bekommt. 
 
Heinl: Ich fürchte nur, dass Niederösterreich 
Land da einsetzen wird. 
Mayr: Das ist eine reine politische Frage, die 
aber nicht den Kabinettsrat beschäftigen kann. 
Breisky: Ich stelle fest, dass sich die 
Neuorganisation der Bezirksverwaltung sich 
natürlich nicht auf andere Organisationen des 
Bezirksschulrates beziehen kann. 
Mayr: Das Gesetz als solches bezieht sich auf 
den Bezirksschulrat in keiner Weise. Die Frage 
der Änderung des Bezirksschulrates kann nur 
durch Gesetz ge[...] 
Glanz: Ich begrüße die Demokratisierung. Ich 
betrachte aber die Demokratisierung des 
Gesetzes als das äußerste Maß, möchte aber, da 
eine weitergehende Demokratisierung, 
insbesondere gewählte Bezirksobmänner, nicht 
verantworten können. 
Mayr: Ich muss mich diesem Standpunkt 
vollkommen anschließen. 
 
Breisky: § 24 Abs. 2. Sechs Wochen. 
 
 
Helly: Zu § 16 in besonderen Einzelfällen. 
Mannlicher: Der Charakter der Ausnahme ist 
schon durch den gegenwärtigen Text gedeckt. 
Angenommen. 

8.  
2b) erteilt 

8. 2b 
Mayr: Verkehrsbeschränkungen. 
Angenommen. 

9. 
3a 
Bitte um Ermächtigung schon in der nächsten 
Sitzung. Den 1.) Nachtrag einzubringen zum 
Ergebnis geführt. 42 Milliarden Kronen 
Gesamtabgabe, Voranschlag 33, Nach [...] 7,2 
Defizit 4200.000.000. Nahezu ausschließlich auf 
Kursverluste zurückzuführen. Kursstand vom 
31.12. Das ergibt ein Defizit von 22 Milliarden 
allein auf Kursverluste. Geldentwertung 
sachliche Auslagen und unbedeckte 
Mehrausgaben. Es ergeben sich 
Unterprämliminierungen. Entschließung des 
Nationalrates 1.300.000.000 
Von den Einnahmen entfallen: 
Mehrausgaben  
über zwei Milliarden für das Heer.  

9. 
Grimm: Entwurf des I. Nachtrags zum 
Finanzgesetz. 
Die Durchrechnung und Zusammenstellung hat 
zu dem Ergebnis geführt, dass wir zu einer 
Gesamtabgabe von 42 Milliarden gelangten. 
Die Bundes-Ausgaben haben 33 Milliarden 
betragen. 37,9 Milliarden Einnahmen 20,6, um 
8,2 Milliarden erhöht. 
Die ganze Steigerung um 29 Milliarden [...] 
Abgabe ist nahezu ausschließlich auf 
Kursverluste zurückzuführen. (22 Milliarden).  
Das übrige sind zum Großteil auf solche 
Ausgaben zurückzuführen, die auf die 
Geldentwertung zurückzuführen sind.  
Angenommen. [115] // 
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Paltauf: Abstriche, die nicht haltbar sind. 
Weitere Verhandlungen sind möglich. 
Haueis: Sicherungs-Arbeiten des Bahnbaus 
Landeck/Wösen 
Ich hätte nur gebeten, dafür einen größeren 
Betrag bereit zu stellen. 5 Milliarden. Ich bitte, 
seien Sie so gut. 
Fink: Bahnbau einzustellen. 2 ½ Milliarden. 
Grünberger: Ob Nachzahlungen des 
Getreidepreise vorgesehen sind, ist(?) 
Kunstdüngerfrage(?). Nein. 
Erteilt. 
10. 
3c 
Gegenüberstellung der alten und neuen 
Pensionisten. 
Ministerrat Radinger. [110] //  
Pensionsaufwand mehr als zwei Milliarden. 
Teuerungszulagen: 
Breisky: Ruhegenüsse der Geistlichkeit? 
Entsprechend mit dem Kultusdepartment 
getroffene Vereinbarung. 
Grimm: Gnaden[-zügler] : Klimscha: 
Genehmigt. 

10. 
3c) Grimm: Nachtrag zum Pensionistengesetz. 
Radinger gibt Gegenüberstellung der bisherigen 
Pension mit den neuen Ansätzen. 
Angenommen. 

11. 
Stellt den Antrag, genehmigen zu wollen. 
Macht darauf aufmerksam, dass auch die 
entpragmatisierten Postbeamten, nun auch die 
Forderung erhoben haben. Wir müssen mit 
dieser Konsequenz rechnen. Es ist eine 
Schlange, die sich selbst in den Schwanz beißt, 
aber weh tut es uns. 
Genehmigt. 

11. 
3d) 
Grimm: Angleichung D, E, an 
Postsparkassebeamten. 
Diese Zugeständnisse müssen allen 
pragmatisierten Postbeamten gegeben werden. 
Es werden natürlich jetzt auch die 
entpragmatisierten Postbeamten dasselbe 
Zugeständnis verlangen. Ich habe Hoheisl 
nahegelegt, das durch ein einmaliges 
Zugeständnis wettzumachen. 

12. 
Heinl: 5a 
 
Fischer: Ob bezüglich des ungarischen 
Transitverkehrs etwas ob für Dienstreisen nach 
Rumänien, wie für Deutschland und 
Tschechoslowakei. 
Heinl: Das wird ja nicht so oft vorkommen. 
Mayr: Ich mache aufmerksam, dass mit dem 
Äußeren keine Einvernehmen gepflogen wurde 
und dass dieses Protest erhebt. So etwas kann 
nur mit Zustimmung des Äußeren geschehen. 
Unser Gesandter ist hier und berichtet, dass 
Rumänien sich nicht um den Handelsvertrag 
kümmert. Nachträglich Einvernahme mit dem 

12. 
5a 
Heinl. Übereinkommen mit Rumänien. 
Fischer: Es ist auch im Verkehrswesen in 
Erwägung gezogen worden, ob es nicht möglich 
wäre, die Dienstreisen nach Rumänien 
durchlegitimieren. 
 
Mayr: Ich mache aufmerksam, dass das Äußere 
nicht befragt wurde und daher Protest erhebt. 
Heinl: Riedl war von der österreichischen 
Regierung ausdrücklich bevollmächtigt. Wenn 
die Vollmachtsfrage aufgeworfen wird, so wird 
das auch bezüglich Deleanu's geschehen. 
Mayr: Bitte nachträglich noch mit dem 
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Äußeren.  
Genehmigt.  
 
 
4 
Glanz: Alles mit den Interessenten genau 
besprochen.  
Grünberger: Wer hebt die Gebühren ein? Sind 
die gesamten Kosten gedeckt? 
Glanz: Ja. 
 
 
Heinl: Nein, die Beträge sind ja nicht klein, aber 
die ganzen Kosten werden nicht gedeckt. 
Grünberger: Das ist dann also wieder eine 
Belastung des Staatsschatzes. 
 
 
 
 
Heinl: Stabilisierung der Stadtschutzwache. 
Dass wir es machen müssen, ist ja sicher. 
Grimm: Ich muss bitten, dass die finanziellen 
Konsequenzen geprüft werden. 
Mayr: Ich glaube auch, dass wir das 
zurückstellen sollen. 
Grimm:  
Zurückgestellt 

Ministerium des Äußeren das Einvernehmen zu 
pflegen.  
Unter diesem Vorbehalt genehmigt. 
 
4 
Glanz: Stadtschutzwache 
Grimm: Diese Beträge können nicht nur von den 
Gesellschaftsleuten eingehoben werden? Ja. 
Wer pu[...]iert die Beträge? Der Staat. 
Sollen die ganzen Kosten dadurch gedeckt 
werden? 
Heinl: Auch bei der Gewerbewache wären nicht 
die ganzen Kosten gedeckt. Nun hat man zuerst 
auch die Kosten hereinzubringen. Es wäre das 
aber eine derartige Belastung der Gesellschafter, 
dass man davon abgekommen ist. 
Grimm: Es ist aber dann wieder eine Belastung 
des Staatsschatzes. Ich bitte, dass die 
finanziellen Konsequenzen geprüft werden. Bitte 
daher um Zurückstellung. 
Heinl: Das wir es machen müssen, ist sicher. 
Aber der Wunsch des Finanzministers ist 
berechtigt. 
 
 
 
 
Zurückgestellt. 

13. 
5b 
Ermächtigung den Bon auf 100 Millionen 
Kronen unter einem gewissen Protest. 
Genehmigt. 

13. 
5b 
Heinl: Rückübernahme von Flugmaterial. 
 
Genehmigt. 

14. 
6 
Hat bereits früher den Ministerrat beschäftigt. 
Wann? 
150 Millionen jährlich. 
Genehmigt. 

14. 
6a) 
Resch: Invalidenentschädigungs-Option 
 
 
Angenommen. 

15. 
6b 
 
Heinl: Gewerbe ist ausgenommen. Die 
Handelskammer wird bei dieser Frage viel zu 
wenig befragt. Bittet den Kollegen rascher in 
Hinkunft - -  
Genehmigt.  

15. 
6b 
Resch: Metallarbeiternachweis. 
Heinl: Das Gewerbe ist ausgenommen? Ja. 
Es ist in der Handelskammer darüber Klage 
geführt worden, dass die Kammern bei 
Verfügungen der sozialen Verwaltung nicht 
Gelegenheit zur Stellung geboten wird. Ich 
würde Resch bitten. 
Resch: Wenn der Ministerrat es wünscht, so 
könnte man das noch vorher machen. 
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Angenommen. 
12 h Freitag, 3 h [116] // 

1. Zerdik 
2. Der Vorsitzende berichtet, dass die Landesräte 
von uns Anlass des Inkrafttretens der 
Bundesverfassung statt [...] Erklärung 
beschlossen und vorgelegt haben. Während die 
übrigen Landesräte sich damit begnügen, diese 
Rechtsverwahrung dem Bundeskanzleramt zur 
Kenntnis zu bringen, hat der Tiroler Landesrat 
gebeten, dass auch Nationalrat in national(?) 
Gesetz nicht also möglich wäre(???). Die 
Bundesminister Heinl und Breisky machen 
darauf aufmerksam, dass eine derartige 
Mitteilung an das Präsidium des Nationalrates 
von diesem als [...] behandelt werden würde. 
Auf die Tagesordnung des Nationalrates gesetzt 
würde die Erklärung des Tiroler Landtages 
unzweifelhaft eine kriegspolitische Debatte 
heraufbeschwören, deren Folge nicht abzusehen 
und besser zu vermeiden wären. Der Ministerrat 
beschließt, dass die vorerwähnte Erklärung der  
Landesräte lediglich zur Kenntnis zu nehmen 
sind. 

 

 
 




























































































































































































































































































